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Datum: 12/25 Medium: Bucher Bote 

 

Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 12/25 Medium: Bucher Bote 

 

Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 12/25 Medium: Bucher Bote 
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Datum: 12/25 Medium: Bucher Bote 

 

Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 02.12.2025 Pankower Allgemeine Zeitung 

Pankower Allgemeine Zeitung 
Autor:  

Thema: Lars Bocian 

 

Wunschbaum zugunsten des Kinderhospiz 

Sonnenhof im Bürgerbüro 

 

Wunschbaumaktion im Bürgerbüro von Lars Bocian (MdA CDU) 

Auch in diesem Advent steht im Bürgerbüro von Lars Bocian in der Dietzgenstraße 87 

(13186 Berlin) wieder ein Weihnachtswunschbaum zugunsten der Björn Schulz 

Stiftung. Die Stiftung begleitet Familien mit schwer erkrankten Kindern und 

Jugendlichen und leistet besonders im Kinderhospiz Sonnenhof in Berlin-Pankow 

wertvolle Arbeit. Für diese Unterstützung ist sie auf Spenden und ehrenamtliches 

Engagement angewiesen. 
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Wunschbaum-Sterne-Aktion 

Am Baum hängen Sterne mit kleinen Wünschen der Kinder und ihrer Familien. Mitmachen 

ist ganz einfach: Oft geht es um Geschenk-Gutscheine für beliebte Geschäfte wie Rossmann, 

Budni, H&M oder Thalia, die bequem an den üblichen Gutschein-Ständern in Supermärkten 

oder Drogerien erhältlich sind. Eine tolle oder nützliche Aufmerksamkeit sind auch ein Kino-

Gutschein oder eine Vier-Fahrten-Karte der BVG. 

Wer die Aktion unterstützen möchte, kann während der Öffnungszeiten (Dienstag–

Mittwoch: 10–17 Uhr, Freitag: 9–15 Uhr) bis zum 18. Dezember einen Wunschstern im 

Bürgerbüro abholen oder gleich eine Geschenkkarte mitbringen. Alle Geschenke 

werden rechtzeitig vor Weihnachten an das Kinderhospiz Sonnenhof übergeben – für 

ein bisschen zusätzliche Freude in einer schwierigen Zeit. 

Einladung zum Nikolausumtrunk 

Ein Nikolausumtrunk für Anwohnerinnen und Anwohner am 09. Dezember ab 17 Uhr 

ist eine besondere Einladung von Lars Bocian. 

Das Bürgerbüro bietet ab 17 Uhr einen Nikolausumtrunk mit selbst gebrautem 

Glühwein und Bratwurst vom Grill. Besucherinnen und Besucher sind herzlich 

willkommen, in gemütlicher Atmosphäre vorbeizuschauen, um sich zu informieren 

und miteinander ins Gespräch zu kommen. 
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Datum: 03.12.25 Medium: rbb 

 

Autor: Sabine Müller 

Thema: Dirk Stettner 

 

 

 

▪ mit eigenem Antrag zur "wehrhaften Demokratie" wollen Berliner CDU und SPD Druck 

von Grünen und Linken kontern 

▪ diese fordern vom Senat ein Bekenntnis zu einem schnellen AfD-Verbotsverfahren 

▪ Berliner Linke ist entsetzt über "schmalen" Alternativ-Antrag 

 

In der Diskussion über ein mögliches AfD-Verbotsverfahren will die Berliner 

Regierungskoalition nicht länger Grüne und Linke den Ton angeben lassen. CDU und SPD 

bringen deshalb am Donnerstag einen eigenen Antrag zur "wehrhaften Demokratie" ins 

Abgeordnetenhaus ein. Dieser soll den eigentlich auf der Tagesordnung stehenden links-

grünen Antrag "Jetzt ein AfD-Verbotsverfahren einleiten" ersetzen. 

Berliner Koalition im Senat blockt Opposition 

Damit verhindert die schwarz-rote Koalition eine heikle Abstimmung über den 

Oppositionsantrag, der ein sofortiges Verbotsverfahren gegen die AfD verlangt. Im schwarz-

roten Antrag wird ein solches Verfahren nicht explizit gefordert. Vielmehr enthält er ein 

generelles Bekenntnis zu einer wehrhaften Demokratie, was beinhalte, gegen "extremistische, 

verfassungsfeindliche Vereinigungen und Parteien" vorzugehen. 
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Ein Verbotsverfahren wird als äußerstes Mittel beschrieben, wenn die "rechtlichen 

Voraussetzungen" vorliegen. Unter Verweis aufs Grundgesetz schreiben CDU und SPD, 

Parteien müssten "nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf 

ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen 

oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden". Als "starken Anhaltspunkt 

dafür" benennen die Regierungsfraktionen "eine gerichtsfest vorgenommene Einstufung durch 

das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) als gesichert extremistische Bestrebung". 

CDU und SPD Berlin: Ein Antrag gegen "alle Verfassungsfeinde" 

Die AfD wird in dem Text nicht erwähnt. Sie darf sich allerdings angesprochen fühlen, 

schließlich klagt sie gerade gegen den Bundesverfassungsschutz wegen dessen Einstufung der 

Partei als "gesichert rechtsextremistisch". CDU-Fraktionschef Dirk Stettner betonte, der 

Antrag richte sich gegen "alle Verfassungsfeinde", unabhängig davon, ob sie rechts-, 

linksextrem oder islamistisch motiviert seien. Gleichzeitig mahnte Stettner mit Blick auf 

Verbotsverfahren, nur wer rechtlich sicher stehe, dürfe das "schärfste Schwert der Demokratie" 

ziehen. "Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit. Recht geht vor Lautstärke." 

AfD-Verbotsverfahren: Berliner SPD zwischen Druck und Profilierung 

Vor allem die SPD-Fraktion stand wegen des Antrags von Grünen und Linken für ein 

schnelles AfD-Verbotsverfahren unter Druck. Obwohl die Partei das Ziel unterstützt, hatten 

ihre Abgeordneten in zwei Ausschüssen den Oppositionsantrag gemeinsam mit der CDU 

abgelehnt. Dafür gab es heftige Kritik. 

 

Mit dem neuen Regierungsantrag zeigt sich SPD-Fraktionschef Raed Saleh hochzufrieden. Er 

betont, wenn eine Partei laut Grundgesetzdefinition verfassungswidrig sei, sei es 

"staatsbürgerliche Pflicht, es dem Bundesverfassungsgericht zur Prüfung vorzulegen". Das sei 

dann keine politische "Ermessensentscheidung". Saleh sagt voraus, der Berliner Antrag werde 

bundesweit Signalwirkung haben. 

 

Obwohl die Koalitionsinitiative die AfD nicht erwähnt und auch kein zeitnahes Handeln 

fordert, bejubeln SPD-Abgeordnete inklusive Saleh auf Instagram einen Antrag, "mit dem wir 

eine Bundesratsinitiative zur Einleitung eines AfD-Verbotsverfahrens fordern". Beim 

Koalitionspartner kommt das nicht gut an. Aus CDU-Kreisen heißt es dazu, der gemeinsame 

Antrag sei "ausdrücklich kein AfD-Verbotsantrag". 

Berliner Grüne sehen Etappenerfolg, Linke ist entrüstet 

Die Grünen werten den Vorstoß der Koalition als Erfolg ihrer eigenen Beharrlichkeit. Der 

Abgeordnete Ario Mirzaie, Sprecher für Strategien gegen Rechts, kritisiert zwar, der Antrag 

sei "sehr unspezifisch" und bleibe hinter den Forderungen von Grünen und Linken zurück. 

Mirzaie sieht aber einen "ersten Schritt in die richtige Richtung" und will seiner Fraktion die 

Zustimmung empfehlen. 

 

Ganz anders reagiert Linksfraktionschefin Anne Helm. Sie zeigt sich "fassungslos" angesichts 

des "schmalen" Koalitionsantrags. "Darin wird nur die Rechtslage referiert", kritisiert Helm. 

Der Antrag werde keine Konsequenzen haben, denn CDU und SPD könnten ihn jeweils so 
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interpretieren, wie sie wollten. Helm sagte dem rbb, sie werde ihrer Fraktion voraussichtlich 

empfehlen, nicht zuzustimmen. 
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Datum: 06.12.25 Medium: Berliner Woche 

 
 

Autor: n/a 

Thema: Jörn Pasternack 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

13 

 

Datum: 08.12.25 Medium: Tagesspiegel 

 

Autor: Christian Latz 

Thema: Johannes Kraft  

 

 

CDU und SPD in Berlin werden die Anwohnerparkgebühren in der 
Hauptstadt in diesem Jahr nicht mehr erhöhen. Das wurde dem 
Tagesspiegel aus Koalitionskreisen bestätigt. Ein neuer Termin für die 
im Kern bereits seit zwei Jahren zwischen den Regierungsparteien 
verabredete Anhebung der Gebühren wurde nicht genannt. 
Tagesspiegel-Informationen zufolge sollen die Gespräche darüber 
Anfang 2026 fortgesetzt werden. 
 
 
 
Lieber Leser, ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um 
Verständnis, dass wir kostenpflichtigen Inhalt in unserer Presseschau 
nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel lesen möchten, schließen 
Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten.’’  
 
https://www.tagesspiegel.de/berlin/trotz-wegner-ansage-berlin-verschiebt-erhohung-der-

anwohnerparkgebuhren-auf-2026-15027889.html 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/trotz-wegner-ansage-berlin-verschiebt-erhohung-der-anwohnerparkgebuhren-auf-2026-15027889.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/trotz-wegner-ansage-berlin-verschiebt-erhohung-der-anwohnerparkgebuhren-auf-2026-15027889.html


 

14 

 

 

 

Datum: 08.12.25 Medium: rbb 

 

Autor:  

Thema: Johannes Kraft 

 

 

Erhöhung der Anwohnerparkgebühren 

nicht mehr in diesem Jahr 
Mo 08.12.2025, 15:33 Uhr 
    

 
Audio: rbb 88.8 | 08.12.2025 | Boris Hermel | picture alliance/dpa/Britta Pedersen 

 
 
Die schwarz-rote Koalition wird die Anwohnerparkgebühren in Berlin in diesem Jahr doch 
nicht erhöhen. Das wurde dem rbb aus Koalitionskreisen bestätigt. Zuerst hatte 
der "Tagesspiegel" berichtet. 

Damit verhallt der Appell des Regierenden Bürgermeisters Kai Wegner (CDU). Der hatte 
vor gut einem Monat eine schnelle Lösung für eine "angemessene Erhöhung der Gebühren 
für das Anwohnerparken" gefordert. In diesem Zusammenhang gebe es auch Gespräche 
mit CDU-Verkehrssenatorin Ute Bonde. Jetzt aber heißt es aus der Koalition, mit einer 
Änderung der Anwohnerparkgebühren sei zum Jahresende nicht mehr zu rechnen. 

Icon Kommentar

https://www.tagesspiegel.de/berlin/trotz-wegner-ansage-berlin-verschiebt-erhohung-der-anwohnerparkgebuhren-auf-2026-15027889.html
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/07/konzept-parkraumbewirtschaftung-berlin-senat-bonde.html
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/07/konzept-parkraumbewirtschaftung-berlin-senat-bonde.html
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/12/berlin-anwohnerparken-keine-erhoehung-wegner.html#comments
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Ein Sprecher der Verkehrsverwaltung erklärte gegenüber dem rbb, ohne einen konkreten 
Termin zu nennen: "Senatorin Bonde ist zuversichtlich, dass die politischen Abstimmungen 
zeitnah zu einer entsprechenden Entscheidung in Sachen Anwohnerparkgebühren führen." 

Kosten könnten enorm steigen 
Zur Zeit zahlen Anwohner in bewirtschafteten Parkzonen 20,40 Euro für zwei Jahre, ein 
Bruchteil dessen, was in anderen Großstädten erhoben wird. Damit werden nicht einmal 
die Verwaltungskosten für die Ausstellung der Parkvignetten durch die Bezirke gedeckt. 
Diese Verwaltungskosten liegen pro Vignette mit mehr als 42 Euro gut doppelt so hoch. 

Die SPD-Fraktion hatte Anfang des Jahres ein Konzept beschlossen, das 160 Euro pro 
Vignette im Jahr vorsieht. Der Koalitionspartner CDU hatte eine solche Erhöhung 
abgelehnt und stets ein "Gesamtkonzept" in Aussicht gestellt. 

 

SPD und CDU liegen in grundsätzlicher Frage weit 
auseinander 

 
Der verkehrspolitische Sprecher der CDU, Johannes Kraft, sagte dem rbb, das Ziel bleibe, 
mit der SPD "so schnell wie möglich zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen". Die CDU-
Fraktion wolle eine deutliche Vereinfachung des Verfahrens. Die bestehenden 
Ausnahmetatbestände sollten abgeschafft werden: "Wir wollen, dass es für jeden Berliner 
möglich ist, Vignetten für Parkzonen zu bekommen, auch wenn er dort nicht wohnt oder 
gemeldet ist," so Kraft. 

Das wiederum lehnt die SPD kategorisch ab, weil dadurch der Parkdruck in den schon 
bewirtschafteten Parkzonen durch Pendler noch weiter steigen werde. "Das wäre so etwas 
wie eine Flatrate fürs Parken in ganz Berlin, und das wird es mit uns nicht geben", sagte 
der SPD-Verkehrspolitiker Tino Schopf dem rbb. "Wir wollen den Öffentlichen 
Personennahverkehr stärken und nicht das Parken in ganz Berlin." Angesichts der 
unterschiedlichen Auffassungen könne er sich nicht vorstellen, "dass wir in diesem Jahr 
noch eine Einigung finden", so Schopf. 

  

Opposition kritisiert Pläne der CDU und Tempo der 
Regierung 

 
Die Opposition kritisiert den Stillstand beim Anwohnerparken. Grüne und Linke werfen vor 
allem der CDU vor, die Erhöhung der Gebühren bis zum Wahltag verschleppen zu wollen. 
"Kai Wegner und sein Senat haben jedweden sozialen Kompass verloren, wenn sie zwar 
das Sozialticket erhöhen, das Anwohnerparken aber bei 10,20 Euro jährlich belassen. Das 

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/01/berlin-spd-fraktion-abgeordnetenhaus-klausur.html
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/01/berlin-spd-fraktion-abgeordnetenhaus-klausur.html
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ist eine Politik gegen die Menschen in unserer Stadt", so der Grünen-Fraktionschef Werner 
Graf. Berlin könne sich das Verlustgeschäft bei der Parkgebühr nicht länger leisten, die 
Einnahmen würden dringend gebraucht. 

Auch der verkehrspolitische Sprecher der Linken, Kristian Ronneburg nennt es ein 
"Armutszeugnis, dass CDU und SPD es nicht schaffen, die Gebühren zumindest so zu 
erhöhen, dass die Verwaltungskosten gedeckt werden". Eine von der CDU geforderte 
"flatrate" für Pendler in mehreren oder sogar allen Parkzonen würde die 
Parkraumbewirtschaftung, die die Bewohner schützen solle, schlicht "ad absurdum 
führen". 

 
Sendung: rbb 88.8, 8.12.2025, 15.30 Uhr 
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Datum: 08.12.25 Medium: Berliner Morgenpost 

 

Autor: Jessica Hanack und Joachim Fahrun 

Thema: Johannes Kraft 

 

Verkehrspolitik 

 CDU will Park-Flatrate für ganz 
Berlin – SPD hält das für „Quatsch“ 

Berlin. Die Koalition hat sich im Streit um die Neuregelung der 
Parkgebühren verhakt. Beide Positionen liegen sehr grundsätzlich 
auseinander. 

Von Jessica Hanack und Joachim Fahrun 

 

 

 

 

Lieber Leser,  

 

https://www.morgenpost.de/autoren/jessica-hanack/
https://www.morgenpost.de/autoren/joachim-fahrun/
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ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um Verständnis, dass wir kostenpflichtigen Inhalt 

in unserer Presseschau nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel lesen möchten, schließen 

Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten. 

 

https://www.morgenpost.de/berlin/article410657283/cdu-will-park-flatrate-fuer-ganz-berlin-spd-

haelt-das-fuer-quatsch.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.morgenpost.de/berlin/article410657283/cdu-will-park-flatrate-fuer-ganz-berlin-spd-haelt-das-fuer-quatsch.html
https://www.morgenpost.de/berlin/article410657283/cdu-will-park-flatrate-fuer-ganz-berlin-spd-haelt-das-fuer-quatsch.html
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Datum: 09.12.25 Medium: Tagesspiegel 

 

Autor: Christian Latz 

Thema: Johannes Kraft 

 

 

 

„Wir brauchen eine radikale Vereinfachung der Ausnahmetatbestände“, 
forderte CDU-Verkehrspolitiker Johannes Kraft bereits im Oktober. Die 
Folge wäre eine Abkehr von der bisherigen Logik: „Dann müssen wir die 
Möglichkeit schaffen, dass jeder Berliner auch für eine andere Parkzone 
eine Vignette kaufen kann.“ 

 

Lieber Leser,  

 

ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um Verständnis, dass wir kostenpflichtigen Inhalt 

in unserer Presseschau nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel lesen möchten, schließen 

Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten. 

 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/stadtweite-parkflatrate-und-exklusivstrassen-vignetten-das-

plant-die-berliner-cdu-beim-anwohnerparken-15035624.html 

 

 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/stadtweite-parkflatrate-und-exklusivstrassen-vignetten-das-plant-die-berliner-cdu-beim-anwohnerparken-15035624.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/stadtweite-parkflatrate-und-exklusivstrassen-vignetten-das-plant-die-berliner-cdu-beim-anwohnerparken-15035624.html
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Datum: 12.12.25 Medium: Berliner Woche 

 

Autor: Sharone Treskow 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 17.12.25 Medium: Tagesspiegel 

 

Autor: Daniel Böldt 

Thema: Dirk Stettner 

 

 

 
 

„Ermöglicht keine Enteignungen“: CDU und SPD legen Entwurf für ein 

Vergesellschaftungsrahmengesetz vor 
 

CDU und SPD hatten sich im Koalitionsvertrag darauf verständigt, ein 

Vergesellschaftungsrahmengesetz auszuarbeiten. Nun legen sie einen Entwurf vor. Das Gesetz soll 

noch vor der Wahl 2026 verabschiedet werden.  

 

Die Fraktionen von CDU und SPD haben sich auf einen Entwurf für ein 

Vergesellschaftungsrahmengesetz verständigt. Er gilt als Antwort der Koalition auf den 

erfolgreichen Volksentscheid zur Vergesellschaftung großer Wohnungskonzerne im Jahr 2021, den 

weder die damals regierende rot-grün-rote Koalition noch die aktuelle schwarz-rote Koalition 

umgesetzt haben. 

Das Gesetz selbst hätte keinerlei praktische Konsequenzen. Es soll lediglich einen Rahmen 

abstecken, innerhalb dessen Vergesellschaftungen in Berlin nach Artikel 15 im Grundgesetz 

möglich wären. Erklärtes Ziel von CDU und SPD ist es, das Gesetz, das erst zwei Jahre nach 

Verabschiedung in Kraft treten soll, vom Bundesverfassungsgericht prüfen zu lassen. Damit es dazu 

kommt, müsste entweder die Bundesregierung, eine Landesregierung oder ein Viertel der 

Mitglieder des Deutschen Bundestages einen Antrag auf eine abstrakte Normenkontrolle stellen. Ob 

der Berliner Senat diesen Antrag auch selbst stellen könnte, ist umstritten. 
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Darüber hinaus verfolgen CDU und SPD aber offensichtlich unterschiedliche Ziele mit dem Gesetz. 

Die Christdemokraten sprechen sich seit jeher gegen Vergesellschaftungen aus. Laut dem CDU-

Fraktionsvorsitzenden Dirk Stettner würden Vorhaben wie die Vergesellschaftung großer 

Wohnungskonzerne in Berlin durch das Gesetz erschwert oder sogar verhindert. „Wir haben durch 

das Rahmengesetz unmissverständlich klargestellt: Eigentum ist durch unsere Verfassung geschützt 

und wir sorgen dafür, dass das auch weiterhin in Berlin gilt“, sagte Stettner. 

 

Das Gesetz ermögliche „keine Enteignungen“, betonte Stettner zudem. „Wir schützen den Berliner 

Haushalt vor milliardenschweren Abenteuern. Eine Vergesellschaftung, die die Stadt auf Jahre 

hinaus finanziell lähmt, wird es mit uns nicht geben.“ Damit spielt Stettner unter anderem darauf 

an, dass laut Gesetzentwurf durch eine Vergesellschaftung „die Leistungsfähigkeit des 

Landeshaushalts nicht auf Dauer erheblich eingeschränkt sein“ darf. 

 

Die SPD hingegen sieht unter bestimmten Voraussetzungen Anwendungsmöglichkeiten für das 

Gesetz. „Die Koalition wird in den Markt eingreifen, wenn das im Bereich der Daseinsvorsorge 

nötig ist, im Interesse der Berlinerinnen und Berliner“, sagte der Fraktionsvorsitzende Raed Saleh 

dem Tagesspiegel. „Wir werden dabei rechtssicher, maßvoll und haushaltsschonend regulieren, statt 

unverhältnismäßig zu enteignen.“ Ein Hinweis auf die Möglichkeit, bei einer Vergesellschaftung 

das Eigentum in Unternehmerhand zu lassen, jedoch Vorgaben bei der Bewirtschaftung zu machen. 
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Datum: 20.12.25 Medium: Berliner Woche 

 
 

Autor: Laura Wagener 

Thema: Jörn Pasternack 
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Datum: 20.12.25 Medium: Berliner Morgenpost 

 

Autor: Patrick Goldstein 

Thema: Prof. Antje Tölle 

 

Schaffen wir das?“ 

 Wo Pankower Senioren jetzt einfach 

mal „ins kalte Wasser“ springen 

Berlin. Triumph der Besetzer in Berlin-Pankow. Wo einst Familie Erich 

Mielke lebte, haben jetzt Senioren das Sagen. Viele der Mutigen fehlten am 

Sonnabend. 

Von Patrick Goldstein, Bezirksreporter 

 

Fest in Berlin-Pankow: Mit der Unterzeichnung erhielten die Senioren symbolisch den goldenen Schlüssel für ihre 

Begegnungsstätte Stille Straße 10. (v.l.) Ex-Besetzerinnen Ingrid Pilz, Margret Pollak und Brigitte Klotsche mit 

Sozialstadträtin Dominique Krössin (Linke).© FUNKE Foto Services | Jörg Carstensen 

 

 

 

Die Bezirksverordnete Antje Tölle (CDU) erinnerte gegenüber der Morgenpost 

daran, dass sich die Villa mitten im ehemaligen, damals abgesperrten 

https://www.morgenpost.de/autoren/patrick-alexander-goldstein/
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Wohnviertel der DDR-Machthaber befindet und einst Familie Erich Mielke 

beherbergte. Als zweitstärkste Kraft im Bezirksamt begrüße es ihre Partei, dass 

das Bezirksamt drei Anträge für Fördermittel zur Darstellung von DDR-

Geschichte im Haus gestellt hat 
Lieber Leser,  

 

ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um Verständnis, dass wir kostenpflichtigen Inhalt 

in unserer Presseschau nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel lesen möchten, schließen 

Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten. 

 

https://www.morgenpost.de/bezirke/pankow/article410686106/wo-pankower-senioren-jetzt-

einfach-mal-ins-kalte-wasser-springen.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.morgenpost.de/berlin/article410663132/unsichtbare-altersarmut-auf-dem-vormarsch-politischer-sprengstoff.html
https://www.morgenpost.de/berlin/article410663132/unsichtbare-altersarmut-auf-dem-vormarsch-politischer-sprengstoff.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/pankow/article410686106/wo-pankower-senioren-jetzt-einfach-mal-ins-kalte-wasser-springen.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/pankow/article410686106/wo-pankower-senioren-jetzt-einfach-mal-ins-kalte-wasser-springen.html
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Datum: 23.12.25 Medium: Berliner Morgenpost 

 

Autor: Uta Keseling 
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Warum in Pankow die Tram an einem 
Platz hielt, den es nie gab  

Berlin. „Navarraplatz, wo bist du?“ fragte die Morgenpost. Ein Pankower kennt 
die Aufklärung zu dem mysteriösen Platz, der sogar eine Tramhaltestelle hatte, 
obwohl es ihn nie gab. 

„Navarraplatz, wio bist du?“ hatte die Morgenpost am 22. Dezember im 
„Kuriosen Adventskalender“ gefragt - und die Story eines mysteriösen Platzes 
in Französisch Buchholz berichtet, den nie jemand gesehen hat, obwohl nach 
ihm sogar eine Straßenbahnhaltestelle benannt ist. Trotz hartnäckicher 
Recherche und Nachfragen hatten wir nicht herausgefunden, was die BVG vor 
25 Jahren dazu bewogen hatte, eine Tramhaltesstelle nach dem mysteriösen 
Platz zu benennen - und wo der Platz denn nun liegt. 

 

Dann hatte es offenbar doch jemand gemerkt. Seit dem 14. Dezember heißt 
die Station „Französisch Buchholz Friedhof“, bestätigte die BVG auf Anfrage 
der Morgenpost. Warum? „Zur Orientierung unserer Fahrgäste wurde die 
Tramhaltestelle ‚Navarraplatz‘ entsprechend dem angrenzenden Friedhof in 
‚Französisch Buchholz Friedhof‘ umbenannt“, war die etwas dürre Antwort der 
Berliner Verkehrsbetriebe (BVG). Auch im System und der Fahr-App der BVG 
wurde der Navarraplatz weitgehend getilgt. 

 Pankow: Navarraplatz, wo bist du?  

https://www.morgenpost.de/autoren/uta-keseling/
https://www.morgenpost.de/berlin/adventskalender-2025/
https://www.morgenpost.de/berlin/berliner-verkehrsbetriebe-bvg/
https://www.morgenpost.de/berlin/article410725174/pankow-navarraplatz-wo-bist-du.html
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Wo liegt nun Navarraplatz und warum bekam die Haltestelle 
einen neuen Namen? 

 
Der CDU-Abgeordnete Lars Bocian aus Pankow kennt des Rätsels Lösung. © picture alliance / dts-

Agentur | - 

Lars Bocian weiß mehr. Er sitzt für die CDU im Berliner Abgeordnetenhaus – 
und spricht dort, neben schulpolitischen Themen, für die Pankower Ortsteile 
Rosenthal, Blankenfelde, Französisch Buchholz, Wilhelmsruh und 
Niederschönhausen-Nord. Die Umbenennung der Bushaltestelle, weiß Bocian 
zu berichten, sei von Helmut Jansen betrieben worden, der wiederum 
stellvertretender Vorsitzender des Bürgervereins Französisch Buchholz war, 
dem Bocian vorsteht, sowie Kassenwart der SPD in Buchholz. 
Jansen habe dazu als privater Bürger mit der BVG und anderen Stellen 
kommuniziert. Auch die Idee, die Haltestelle nach dem Friedhof zu benennen, 
an dessen Mauer sie angrenzt, kam von Helmut Jansen. „Er wollte damit die 
Bedeutung des Friedhofs mit seinen leider fast zerstörten hugenottischen 
Erbbegräbnisstätten hervorheben“, schreibt Lars Bocian an die Morgenpost. 
Tragischerweise erlebte Jansen die von ihm betriebene Umbenennung selbst 
nicht mehr. „Er wurde am 11. Dezember mit nur 57 Jahren auf dem Friedhof 
beerdigt“, so Bocian. 

https://www.morgenpost.de/berlin/abgeordnetenhaus-von-berlin/
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Den Navarraplatz in Französisch Buchholz (Berlin-Pankow) gab es nur als Idee. Anstelle eines 

Stadtplatzes wurden Supermarkt-Parkplätze gebaut. Bis 2025 war der einzige Hinweis auf den 

Platz eine Straßenbahnhaltestelle, die nun umbenannt wurde in Französisch Buchholz Friedhof. © 

BM | Uta Keseling 

Und wo ist nun der mysteriöse Navarraplatz? Bocian kann auch dieses Rätsel 
auflösen. „Bevor die Parkplätze für die Supermärkte gebaut wurden, sollte ein 
Stadtplatz mit Wohngebäuden entstehen“, schreibt er. „Dort befand sich ein 
großer, brachliegender Platz.“ Die Grundstückseigentümer hätten sich dann 
offenbar anders entschieden. 
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